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Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP
Selbsthilfe und Selbsthilfeunterstützung: nichts 
explizit, aber vieles implizit

Selbsthilfe und Selbsthilfeunterstützung im Koalitionsvertrag: nichts 
explizit, aber vieles implizit

WACHSTUM. BILDUNG. 
ZUSAMMENHALT.
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und FDP
17. Legislaturperiode

S. 5 von 140
PRÄAMBEL
Mit Mut zur Zukunft – Für unser Land.
(...)
Deutschland ist ein starkes Land. Seine 
Stärke gründet auf dem Fleiß der Bürgerin-
nen und Bürger, auf der Verantwortungs-

bereitschaft gerade in den Familien und 
Lebensgemeinschaften, auf dem ehren-
amtlichen Engagement, der Arbeit der 
christlichen Kirchen sowie der anderen 
Religionsgemeinschaften, auf dem Enga-
gement der Unternehmerinnen und Unter-
nehmer, der Leistungsbereitschaft der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie auf dem Miteinander der Genera-
tionen. Daraus entsteht der Zusammen-
halt der Gesellschaft.
(...)

Um zum Stichwort „Selbsthilfe“ zu gelangen, muss man im Koalitionsvertrag 
von CDU, CSU und FDP lange suchen und wird nur an einer Stelle fündig, und 
zwar bei der Entwicklungszusammenarbeit im Hinblick auf die Stärkung der 
Eigenverantwortung und der Selbsthilfekräfte in den Entwicklungsländern (S. 
127 von 140). Das ist enttäuschend.
Dennoch gibt es Passagen mit Bedeutung für die Selbsthilfe und die Selbsthil-
feunterstützung. Denn die Grundgedanken der gemeinschaftlichen Selbsthilfe 
sind in verschiedensten politischen Handlungsfeldern zu finden. In zahlreichen 
Passagen sind die Erfordernisse und Bedürfnisse, die Eigeninitiative und das 
Engagement der Menschen angesprochen, sich füreinander einzusetzen, ihr 
Zusammenleben, schwierige Situationen, Erkrankungen oder Behinderungen 
solidarisch zu bewältigen und gesellschaftliche Anerkennung wie Unterstüt-
zung, soziale Sicherung wie selbstverantwortliche Teilhabe und Partizipation 
zu erreichen. Einige Passagen haben wir im Folgenden zusammengestellt. |

Ursula Helms und Wolfgang Thiel

Das Dokument
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S. 7/140
Sozialer Fortschritt
Wir wollen ein eigenverantwortliches und 
solidarisches Miteinander in der Gesell-
schaft. Im freiheitlichen Sozialstaat gehö-
ren Rechte und Pflichten zusammen. Wir 
werden die sozialen Sicherungssysteme 
zukunftsfest machen. Auch wer auf soli-
darische Hilfe angewiesen ist und dement-
sprechend unterstützt wird, soll ermutigt 
werden, den ihm möglichen Beitrag zu 
leisten. Das stärkt den Zusammenhalt. 
Die Familie bleibt das Fundament unse-
rer Gesellschaft, die auf Zusammenhalt 
gründet. Die Familien sind Leistungs-
träger in unserem Land. Wir wollen ihre 
wirtschaftliche und soziale Leistungsfä-
higkeit stärken. In Lebensgemeinschaften, 
in denen Menschen dauerhaft füreinan-
der Verantwortung übernehmen, werden 
ebenso Werte gelebt, die grundlegend für 
unsere Gesellschaft sind. Das hohe Gut 
des Miteinanders der Generationen wer-
den wir sichern.
Wir fördern den Dienst am Anderen und 
fordern Solidarität für eine menschliche 
Gesellschaft.

Die Stärke der Kulturnation Deutschland 
ist ihre Vielfalt. Ehrenamtliches Engage-
ment ist Ausdruck einer lebendigen Bür-
gerkultur. Ehrenamtlich tätige Bürgerinnen 
und Bürger sind die Grundlage einer freien 
Bürgergesellschaft. Wir werden die Poten-
ziale für ehrenamtliches Engagement bes-
ser erschließen.
Wir wollen eine lebendige Zivilkultur in 
Deutschland.
(...)

S. 67/140
III. SOZIALER FORTSCHRITT
Durch Zusammenhalt und Solidarität

1. Ehe, Familie und Kinder
(...)
Wir wollen geeignete Rahmenbedingun-
gen schaffen und positive Anreize dafür 
setzen, damit mehr Menschen Verant-
wortung für andere übernehmen – auch 
außerhalb der eigenen Familie. Bürger-
schaftliches Engagement bietet Antworten 
auf viele Fragen nach dem Zusammen-
halt der Generationen wie der gesamten 
Gesellschaft.
(...)
Eine wachsende Zahl älterer Menschen 
will bei guter Gesundheit bis ins hohe 
Alter aktiv bleiben. Ziel dieser Regierung 
ist, ihr hohes Engagement im Ehrenamt 
weiter zu unterstützen und in allen Berei-
chen generationenübergreifendes Zusam-
menwirken zu stärken.
(...)
Wir werden die Partizipation von Kindern 
und Jugendlichen von Beginn an fördern 
und uns dafür einsetzen, dass Kinder 
und Jugendliche ihre Lebenswelten und 
die Gesellschaft ihrem Alter gemäß mit-
gestalten können.
(...)
Wir werden die erfolgreiche generatio-
nenübergreifende Arbeit der bundesweit 
500 Mehrgenerationenhäuser weiter in 
die Zukunft tragen. Hierbei werden wir die 
Mehrgenerationenhäuser auch in die Ver-
besserung der Versorgungssituation von 
Demenzkranken und ihren pflegenden 
Angehörigen stärken einbinden.
(...)



NAKOS | NAKOS INFO 100 | Dezember 2009

Gesellschaft & Politik | Das Dokument

Dezember 2009 | NAKOS INFO 100 | NAKOS 43

Das Dokument | Gesellschaft & Politik

S. 72/140
3. Senioren
(...)
S. 73/140
Selbst bestimmtes Leben im Alter ist für 
viele Familien in Deutschland ein exis-
tentielles Thema. Mit Unterstützung der 
Medizintechnik ist hier schon heute sehr 
viel möglich. Deshalb fördern wir die Ent-
wicklung von altersgerechten Assistenz-
systemen und altersgerechten innovativen 
Wohnmodellen. Wir bauen die medizini-
sche, technische und sozialwissenschaft-
liche Forschung für ein selbst bestimmtes 
Leben im Alter aus, auch im europäischen 
Rahmen. Wir starten eine Innovationspart-
nerschaft „Gesundheit im Alter“.
(...)

4. Gleichstellung 
(...)

S. 74/140
Jungen- und Männerpolitik
(...) 
Die Zusammenarbeit mit Väterorganisatio-
nen und anderen gleichstellungsorientier-
ten Männerorganisationen soll intensi-
viert werden.
(...)

S. 80-81/140
6. Ehrenamt
Die Förderung des Zusammenhalts ist in 
offenen, demokratischen Gesellschaften 
auch Aufgabe von Politik und Staat, denn 
er trägt maßgeblich zum gesellschaftli-
chen Klima in unserem Land bei. Millionen 
von Bürger machen mit ihren ehrenamtli-
chen Tätigkeiten und ihrem bürgerschaftli-
chem Engagement Deutschland zu einem 

lebenswerten und friedfertigen Land. 
Gesellschaftliche Integration im Sinne 
einer Vermittlung von Werten und Haltun-
gen wie Toleranz, Respekt und Rücksicht-
nahme durch das tägliche Miteinander in 
Familien, Schulen, Unternehmen, Vereinen 
und vielen anderen Zusammenschlüssen 
gleichgesinnter Menschen sorgen dane-
ben auch für eine nachhaltige Eindäm-
mung von Extremismus, Antisemitismus 
und Jugendgewalt.

Notwendig ist, dass Menschen nicht von 
gesellschaftlicher Teilhabe und der gesell-
schaftlichen Wertegrundlage abgehängt 
werden. Wir werden mit allen zivilgesell-
schaftlichen Gruppen gemeinsam daran 
arbeiten, dass gerade Kinder und Jugend-
liche die Wertgrundlagen unserer Gesell-
schaft mit auf ihren Lebensweg nehmen. 
Insbesondere darf gesellschaftliche Teil-
habe nicht von der finanziellen und wirt-
schaftlichen Haushaltslage des Einzelnen 
oder von Familien abhängen. Zugleich 
kann der Staat nicht auf die Mitwirkung 
und Verantwortung der Bürger für sich 
und ihre Familien verzichten. Wir erwar-
ten, dass Eltern ihre Rechte und Pflichten 
wahrnehmen. Diese gehören untrennbar 
zusammen.

Die vielfältigen Investitionen im Engage-
ment sind besser zu fördern, stärker zu 
vernetzen und vor allem denen zugänglich 
zu machen, die wir für bürgerschaftliches 
Engagement begeistern wollen.

Wir wollen eine Nationale Engagementstra-
tegie u.a. zusammen mit dem Nationalen 
Forum für Engagement und Partizipation 
umsetzen, ein Gesetz zur Förderung des 
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bürgerschaftlichen Engagements verfol-
gen, das alle geeigneten Rahmenbedin-
gungen für eine nachhaltige Infrastruktur 
und Stabilisierung von Engagement und 
Partizipation berücksichtigt und zur Bün-
delung, Abstimmung und Weiterentwick-
lung von Förderprogrammen ein geeignetes 
bundeseinheitliches Förderinstrument 
aufstellen.
(...)
Wir wollen den vielfältigen ehrenamtlichen 
Einsatz für kulturelle Angebote und Ent-
faltungsmöglichkeiten nachhaltig unter-
stützen und für mehr Anerkennung für das 
Ehrenamt sorgen. Ehrenamtlich Engagierte 
sollen von Bürokratie und Haftungsrisiken 
entlastet werden. Wir wollen die Angebote 
für das Freiwillige Soziale Jahr in der Kul-
tur ausweiten.

S. 81/140
Aktives Alter
Die großen Potentiale und Kompetenzen 
der älteren Menschen sind eine wertvolle 
Ressource im demographischen Wandel. 
Mittelfristig wird die Entwicklung einer dif-
ferenzierten, flächendeckenden Struktur 
der Förderung des Engagements im Alter, 
der Selbstorganisation und Nachbar-
schaftshilfe angestrebt.
(...)

S. 84-85/140
9. Gesundheit und Pflege
Wir werden das deutsche Gesundheits-
wesen innovationsfreundlich, leistungs-
gerecht und demographiefest gestalten. 
Wir benötigen eine zukunftsfeste Finan-
zierung, Planbarkeit und Verlässlichkeit 
sowie Solidarität und Eigenverantwortung. 
Wir brauchen eine Kultur des Vertrauens 

anstelle überzogener bürokratischer Vor-
schriften.

Gesundheit hat für die Menschen in 
unserem Land eine hohe Bedeutung. Sie 
müssen sicher sein können, dass sie im 
Krankheits- und Pflegefall gut versorgt 
sind. Die Qualität der Versorgung und ihre 
flächendeckende Bereitstellung sind uns 
ein zentrales Anliegen. Eine hochwertige 
Gesundheitsversorgung muss vom Men-
schen her gedacht werden. Dafür ist ein 
Umdenken erforderlich.
(...)

S. 85/140
9.1 Gesundheit
Prävention zielgerichtet gestalten
Prävention ist ein wichtiger Baustein für 
ein gesundes Leben und für unsere Gesell-
schaft. Sie muss zu allererst bei Kindern 
und Jugendlichen ansetzen. Präven-
tion kann dabei helfen, künftige Belas-
tungen der Sozialsysteme zu verringern. 
Zielgruppenspezifische Aufklärung soll 
dazu beitragen, Eigenverantwortlichkeit 
und Gesundheitsbewusstsein zu stär-
ken. Unsere Präventionsstrategie wird 
Vorhandenes bewerten und aufeinander 
abstimmen, nationale und internationale 
Erfahrungen und Erkenntnisse analysie-
ren sowie auf bewährten Programmen 
und Strukturen aufbauen, diese weiter-
entwickeln und sie in die Fläche bringen. 
Dazu bedarf es einer klaren Aufgaben- 
und Finanzverteilung unter Berücksich-
tigung und Stärkung der vorhandenen 
Strukturen.
(...)
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S. 88/140
Flächendeckende und bedarfsgerechte 
Versorgung
Die Sicherstellung der flächendeckenden 
und bedarfsgerechten medizinischen Ver-
sorgung ist uns ein zentrales gesundheits-
politisches Anliegen, das im Hinblick auf 
die demographische und gesellschaft-
liche Entwicklung noch an Bedeutung 
gewinnt.
(...)

S. 90/140
Patientensouveränität und 
Patientenrechte
Im Mittelpunkt der medizinischen Ver-
sorgung steht das Wohl der Patientinnen 
und Patienten. Die Versicherten sollen 
in die Lage versetzt werden, möglichst 
selbständig ihre Rechte gegenüber den 
Krankenkassen und Leistungserbringern 
wahrzunehmen. Aus diesem Grund soll 
eine unabhängige Beratung von Patientin-
nen und Patienten ausgebaut werden. Die 
Patientinnen und Patienten sollen bei der 
Wahrnehmung ihrer Interessen unterstützt 
werden. Wir wollen mehr Transparenz und 
Orientierung für Patientinnen und Patien-
ten sowie Versicherte im Gesundheitswe-
sen über Qualität, Leistung und Preis. Die 
erforderliche Transparenz umfasst auch 
die Versichertentarife in besonderen Ver-
sorgungsformen und -verträgen.

Die Patientenrechte wollen wir in einem 
eigenen Patientenschutzgesetz bündeln, 
das wir in Zusammenarbeit mit allen Betei-
ligten am Gesundheitswesen erarbeiten 
werden.
(...)

Qualifizierte Rehabilitation
(...)
Prävention, Rehabilitation und Pflege 
sind besser aufeinander abzustimmen. 
Prävention hat Vorrang vor Rehabilitation. 
Dem bisher nicht ausreichend umgesetz-
ten Grundsatz Rehabilitation vor Pflege 
muss besser Rechnung getragen wer-
den. Abstimmungs- und Schnittstellen-
probleme zwischen den Trägern müssen 
behoben werden.
(...)

S. 92/140
9.2 Pflege
Weiterentwicklung der 
Pflegeversicherung
Jeder Mensch hat das Recht, in Würde 
gepflegt zu werden. Um dies zu ermögli-
chen, benötigen die Pflegenden Zeit für 
die Pflegeleistungen sowie für persönli-
che Ansprache und Zuwendung. Pflegende 
Angehörige und Menschen in Pflegebe-
rufen pflegen täglich mit großem berufli-
chem und persönlichem Engagement. Wir 
werden die Rahmenbedingungen für Pfle-
gende und Leistungsanbieter konsequent 
überprüfen und entbürokratisieren, damit 
der eigentlichen Pflege am Menschen wie-
der mehr Zeit eingeräumt wird.
(...)

S. 93/140
Alle Bemühungen um eine finanzielle 
Absicherung des Pflegerisikos im Rah-
men der Pflegeversicherung entbinden 
den Einzelnen aber nicht davon, seine 
Eigenverantwortung und Eigeninitiative 
zur Absicherung des Pflegerisikos und zur 
Gestaltung der Pflege wahrzunehmen. |




